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 Ausmaß  der  finanziellen  Zusatzlasten  durch  die  Wiedervereinigung  Deutschlands

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Mit  der  Wiedervereinigung  sind  für  die  Bundesrepublik  Deutschland  neue
 Herausforderungen  entstanden.  Vorrangiges  Ziel  war  und  ist  es,  Benachteili-
 gungen  im  ehemaligen  Ostteil  der  Republik  auszugleichen.  Neben  gesell-
 schaftspolitischen  Herausforderungen  führt  diese  Aufgabe  auch  zu  neuen
 finanziellen  Lasten.  Zur  Deckung  dieser  einheitsbedingten  Lasten  wurde  eine
 Ergänzungsabgabe  (Solidaritätszuschlag)  auf  die  Einkommen-  und  Körper-
 schaftsteuer  eingeführt.  Dieser  ist  nicht  zweckgebunden,  sondern  fließt  in  den
 allgemeinen  Bundeshaushalt  ein.  Gleichzeitig  sieht  das  Finanzausgleichs-
 gesetz  vor,  dass  aus  dem  allgemeinen  Bundeshaushalt  an  finanzschwache
 Bundesländer  Bundesergänzungszuweisungen  gezahlt  werden.  Zur  Deckung
 von  teilungsbedingten  Sonderlasten  erhalten  die  neuen  Bundesländer  darüber
 hinaus  Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen.  Diese  nehmen  von
 Jahr zu Jahr ab und laufen zum Jahr 2020 aus.

 1.  Hat  die  Bundesregierung  Pläne,  die  Erhebung  des  Solidaritätszuschlages
 zeitlich  zu  befristen,  bzw.  wann  wird  die  Bundesregierung  entscheiden,  ob
 die  Erhebung  des  Solidaritätszuschlages  weiterhin  notwendig  ist  (bitte  mit
 Begründung)?

 2.  An  welchen  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Kriterien  sollte  nach  Ansicht
 der  Bundesregierung  geprüft  werden,  inwieweit  die  Erhebung  des  Solida-
 ritätszuschlages weiterhin notwendig ist (bitte mit Begründung)?

 3.  Hat  die  Bundesregierung  Erkenntnisse,  ob  die  Einnahmen  aus  dem  Solida-
 ritätszuschlag  die  vom  Bund  gewährten  Ergänzungszuweisungen  an  die
 neuen  Bundesländer  per  Saldo  übersteigen  (falls  ja,  bitte  mit  Angabe  der
 Erkenntnisse  differenziert  nach  einzelnen  Jahren  sowie  nach  Bundesergän-
 zungszuweisungen  gemäß  §  11  Absätze  2,  3,  3a  und  4  des  Finanzaus-
 gleichsgesetzes)?

 4.  Stimmt  die  Bundesregierung  damit  überein,  dass  im  Falle  eines  positiven
 Saldos  aus  Einnahmen  aus  dem  Solidaritätszuschlag  und  Ausgaben  auf-
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  vom  4.  Oktober  2012
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grund  der  vom  Bund  gewährten  Ergänzungszuweisungen  an  die  neuen
 Bundesländer  eine  Senkung  des  Solidaritätszuschlages  sinnvoll  ist  (bitte
 mit Begründung)?

 Der  Solidaritätszuschlag  ist  eine  Ergänzungsabgabe  im  Sinne  des  Artikels  106
 Absatz  1  Nummer  6  des  Grundgesetzes  und  wird  als  Zuschlag  zur  Einkommen-
 und  Körperschaftsteuer  und  deren  Erhebungsformen  erhoben.  Er  dient  der  wirt-
 schafts-  und  finanzpolitischen  Anpassung  an  die  veränderten  Bedingungen  und
 Aufgaben  nach  der  Wiedervereinigung  und  damit  auch  der  Finanzierung  der
 Deutschen  Einheit.  Eine  Zurechnung  der  Einnahmen  zu  bestimmten  Haushalts-
 positionen  ist  nicht  möglich,  da  das  Aufkommen  aus  dem  Solidaritätszuschlag
 nach  dem  Grundsatz  der  Gesamtdeckung  der  Finanzierung  aller  Bundesaufga-
 ben  zur  Verfügung  steht.  Zur  Finanzierung  des  Gesamtvolumens  der  seitens  des
 Bundes  in  vorher  nicht  gekannten  Dimensionen  unternommenen  Aufbauan-
 strengungen  hat  der  Solidaritätszuschlag  jedoch  zu  keinem  Zeitpunkt  ausge-
 reicht.  Diese  Belastungen  beschränken  sich  nicht  nur  auf  die  in  der  Fragestel-
 lung  angesprochenen  Bundesergänzungszuweisungen  an  die  neuen  Bundeslän-
 der,  die  damit  allein  kein  Maßstab  für  den  Bestand  des  Solidaritätszuschlags
 sein  können.  Im  geltenden  Finanzplan  sind  die  Einnahmen  des  Bundes  aus  dem
 Solidaritätszuschlag  mit  durchschnittlich  jährlich  rund  12  Mrd.  Euro  eingeplant.
 Das  sind  rund  5  Prozent  der  im  Finanzplan  2012  bis  2016  durchschnittlich  ver-
 anschlagten  Steuereinnahmen  des  Bundes.  Die  Finanzlage  des  Bundes  ist  wei-
 terhin  –  auch  aufgrund  der  immer  noch  bestehenden  Vereinigungslasten  –  an-
 gespannt,  so  dass  auf  die  Finanzmittel  aus  dem  Solidaritätszuschlag  nicht  ver-
 zichtet  werden  kann.  Zudem  hat  der  Bundesfinanzhof  gerade  unter  dem
 Gesichtspunkt  der  weiterhin  fortbestehenden  Einigungslasten  die  Verfassungs-
 mäßigkeit  des  Solidaritätszuschlags  bestätigt  (Urteile  vom  21.  Juli  2011,  II  R
 50/09  –  BFH/NV  2011,  S.  1685  bis  1691  und  II  R  52/10  –  BStBl  2012  II  S.  43).
 Eine  Befristung  oder  Senkung  der  Ergänzungsabgabe  durch  die  Bundesregie-
 rung ist in dieser Legislaturperiode daher nicht vorgesehen.

 5.  Welches  Aufkommen  aus  dem  Solidaritätszuschlag  wurde  seit  1991  bis  zur
 aktuellen  Berichterstattung  erzielt  (bitte  differenzieren  nach  Körperschaft-
 steuer,  Einkommensteuer,  Lohnsteuer,  nicht  veranlagter  Steuer  vom  Ertrag,
 Zinsabschlagsteuer/Abgeltungsteuer,  mit  kumulierten  Ausweis,  absolut
 und  in  Prozent  des  jeweiligen  Steueraufkommens,  als  Gesamtsumme  diffe-
 renzieren  nach  Bundesländern,  gemäß  Antwort  der  Bundesregierung  auf
 die  Kleine  Anfrage  zu  Frage  41  auf  Bundestagsdrucksache  17/8054  (neu))?

 Das  kassenmäßige  Aufkommen  aus  dem  Solidaritätszuschlag  beläuft  sich  in
 den  Jahren  1991  bis  2011  auf  insgesamt  rd.  212  Mrd.  Euro.  Dies  entspricht  im
 Durchschnitt  dieses  Zeitraums  rd.  5,7  Prozent  des  Kassenaufkommens  der
 Steuern,  auf  die  Solidaritätszuschlag  erhoben  wird  (veranlagte  Einkommen-
 steuer,  Lohnsteuer,  Körperschaftsteuer,  nicht  veranlagte  Steuern  vom  Ertrag
 und  Abgeltungsteuer  auf  Zins-  und  Veräußerungserträge).  Da  das  Kassen-
 aufkommen  nicht  der  Bemessungsgrundlage  des  Solidaritätszuschlags  ent-
 spricht,  weichen  die  rechnerisch  ermittelten  Anteile  des  Solidaritätszuschlags
 am  Kassenaufkommen  in  vielen  Fällen  vom  nominalen  Zuschlagsatz  ab.  So
 wird  z.  B.  bei  der  veranlagten  Einkommensteuer  das  Kassenaufkommen  durch
 die  Eigenheimzulage  und  die  Investitionszulage  gemindert.  Diese  Abzugsbe-
 träge  sind  jedoch  für  die  Ermittlung  der  Bemessungsgrundlage  des  Solidaritäts-
 zuschlags  zur  Einkommensteuer  unbeachtlich.  Die  detaillierten  Zahlen  sind  den
 Tabellen 1 und 2 des Anhangs zu entnehmen.
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6.  Sieht  die  Bundesregierung  die  Notwendigkeit,  dass  hinsichtlich  der  Dauer
 bei  der  Erhebung  des  Solidaritätszuschlages  und  der  Gewährung  von
 Bundesergänzungszuweisungen  gemäß  §  11  Absatz  3  des  Finanzaus-
 gleichsgesetzes  eine  zeitliche  Kongruenz  besteht,  so  dass  die  Erhebung
 des  Solidaritätszuschlages  ab  2020  nicht  mehr  notwendig  wäre  (bitte  mit
 Begründung)?

 Auf die Antwort zu den Fragen 1 bis 4 wird hingewiesen.

 7.  Welche  Mechanismen  existieren  seit  1990  zum  Ausgleich  von  teilungs-
 bedingten  Sonderlasten  der  Bundesländer,  die  aus  dem  Bundeshaushalt
 gewährt werden (bitte nach Jahren differenzieren)?

 Besondere  Mechanismen  zur  Finanzierung  teilungsbedingter  Sonderlasten  aus
 dem  Bundeshaushalt  stellen  die  Bundeszuschüsse  an  den  Fonds  „Deutsche  Ein-
 heit“  (ohne  Schuldendienstleistungen)  in  den  Jahren  1990  bis  1994,  die  Finanz-
 hilfen  des  Bundes  im  Rahmen  des  Investitionsförderungsgesetzes  „Aufbau
 Ost“  in  den  Jahren  1995  bis  2001  sowie  die  Sonderbedarfsbundesergänzungs-
 zuweisungen  nach  §  11  Absatz  4  des  Finanzausgleichsgesetzes  in  den  Jahren
 1995  bis  2004  bzw.  §  11  Absatz  3  des  Finanzausgleichsgesetzes  in  den  Jahren
 seit  2005  dar.  Darüber  hinaus  hat  der  Bund  seit  1990  jährlich  erhebliche  Mittel
 aus  dem  Bundeshaushalt  durch  im  Vergleich  zu  den  westdeutschen  Ländern
 überproportionale Leistungen für die ostdeutschen Länder aufgebracht.

 8.  Von  welchen  Institutionen  wird  der  Länderfinanzausgleich,  insbesondere
 die  Berechnung,  durchgeführt,  und  inwieweit  ist  diesbezüglich  der  Bund
 beteiligt (bitte mit Begründung)?

 Die  Durchführung  des  Länderfinanzausgleichs  erfolgt  für  jedes  Ausgleichsjahr
 auf  der  Grundlage  von  zwei  Verordnungen  des  Bundesministeriums  der  Finan-
 zen;  sie  bedürfen  der  Zustimmung  des  Bundesrates.  Die  Berechnungen  hierzu
 werden im Bundesministerium der Finanzen durchgeführt.

 9.  Wie  haben  sich  Ausgleichsmesszahl  und  Finanzkraftmesszahl  seit  1990
 für  die  jeweiligen  Bundesländer  entwickelt  (bitte  mit  Darstellung  der  kon-
 kreten in die Berechnung eingegangen Parameter)?

 Die  Ausgleichsmesszahlen  können  Tabelle  3,  die  Finanzkraftmesszahlen  Ta-
 belle  4  des  Anhangs  entnommen  werden.  Die  Vorgaben  zur  Berechnung  der
 Messzahlen sind im Finanzausgleichsgesetz festgelegt.

 Es  ist  anzumerken,  dass  es  im  dargestellten  Zeitraum  zu  massiven  Rechtsände-
 rungen  gekommen  ist,  die  die  zeitliche  Vergleichbarkeit  der  Angaben  teilweise
 stark  beeinträchtigen.  Der  Finanzausgleich  bis  1990  wurde  lediglich  für  die
 westdeutschen  Länder  durchgeführt.  In  den  Jahren  1991  bis  1994  bestanden  für
 westdeutsche  und  ostdeutsche  Länder  getrennte  Ausgleichssysteme.  Berlin
 nimmt  erst  seit  Einführung  des  gesamtdeutschen  Ausgleichs  im  Jahr  1995  am
 Finanzausgleich teil.

 10.  Wie  haben  sich  die  Ausgleichszuweisungen  der  ausgleichsberechtigten
 Länder seit 1990 entwickelt (bitte nach Bundesländern differenzieren)?

 Die  Ausgleichszuweisungen  können  Tabelle  5  des  Anhangs  entnommen  wer-
 den.  Auf  die  Anmerkung  zur  Vergleichbarkeit  der  Angaben  in  der  Antwort  zu
 Frage 9 wird verwiesen.
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11.  Wie  haben  sich  die  Ausgleichsbeiträge  der  ausgleichspflichtigen  Länder
 seit 1990 entwickelt (bitte nach Bundesländern differenzieren)?

 Die  Ausgleichsbeiträge  können  Tabelle  6  des  Anhangs  entnommen  werden.  Auf
 die  Anmerkung  zur  Vergleichbarkeit  der  Angaben  in  der  Antwort  zu  Frage  9
 wird verwiesen.

 12.  Wie  haben  sich  die  Nettozahler  und  Nettoempfänger  seit  1990  bezüglich
 des  Länderfinanzausgleichs  entwickelt  (bitte  nach  Jahren  und  Bundes-
 länder differenzieren)?

 Das  Finanzausgleichsgesetz  kennt  die  Begriffe  Nettozahler  und  Nettoempfän-
 ger  nicht.  Soweit  mit  der  Fragestellung  auf  die  Ausgleichsbeträge  zahlenden
 Länder  bzw.  Ausgleichszuweisungen  erhaltenden  Länder  abgestellt  wird,  wird
 auf die Antworten zu den Fragen 10 und 11 verwiesen.

 13.  Stimmt  die  Bundesregierung  damit  überein,  dass  das  gegenwärtige  Sys-
 tem  des  Länderfinanzausgleichs  falsche  Anreize  setzt,  indem  es  für  Län-
 der,  die  Nettozahler  sind,  keinen  Anreiz  bietet,  ein  Steuermehraufkom-
 men  zu  generieren,  da  dieses  größtenteils  durch  Ausgleichszahlungen  an
 andere Bundesländer abgeführt wird (bitte mit Begründung)?

 Die  Diskussionen  über  Anreizwirkungen  im  bundesstaatlichen  Finanzausgleich
 gibt  es  seit  dessen  Einführung.  Sie  liegt  begründet  in  dem  Konflikt  zwischen
 der  Ausgleichsfunktion  des  Finanzausgleichs  und  seinen  Anreizwirkungen.  Die
 Abwägung  hierüber  ist  für  das  seit  2005  geltende  Ausgleichssystem  einver-
 nehmlich vom Bund und allen Länder getroffen worden.

 14.  Sieht  die  Bundesregierung  die  Notwendigkeit  einer  Reform  des  Länder-
 finanzausgleichs,  auch  vor  dem  Hintergrund  der  nun  vorgenommenen
 Klagen  einiger  Bundesländer  vor  dem  Bundesverfassungsgericht  (bitte
 mit Begründung)?

 Die  Regelungen  des  gültigen  Finanzausgleichssystems  sind  2005  in  Kraft  ge-
 treten  und  bis  Ende  2019  befristet.  Die  politischen  Verhandlungen  um  eine
 Neuregelung  für  die  Zeit  ab  2020  werden  voraussichtlich  ein  Schwerpunkt  für
 die kommende Legislaturperiode werden.

 15.  Welche  einzelnen  Bundesländer  galten  seit  1990  als  leistungsschwach
 nach  §  11  Absatz  1  des  Finanzausgleichsgesetzes  (bitte  nach  Jahren  diffe-
 renzieren)?

 Die  nach  §  11  Absatz  1  des  Finanzausgleichsgesetzes  leistungsschwachen  Län-
 der  können  Tabelle  7  des  Anhangs  entnommen  werden.  Auf  die  Anmerkung
 zur Vergleichbarkeit der Angaben in der Antwort zu Frage 9 wird verwiesen.

 16.  Welche  Bundesergänzungszuweisungen  wurden  seit  1990  an  leistungs-
 schwache  Länder  nach  §  11  Absatz  2  des  Finanzausgleichsgesetzes  ge-
 zahlt (bitte nach Jahren und Bundesländer differenzieren)?

 Die  nach  §  11  Absatz  2  des  Finanzausgleichsgesetzes  leistungsschwachen  Län-
 der  können  Tabelle  8  des  Anhangs  entnommen  werden.  Auf  die  Anmerkung
 zur Vergleichbarkeit der Angaben in der Antwort zu Frage 9 wird verwiesen.
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17.  Auf  welchen  Berechnungsgrundlagen  beruhen  die  Absolut-  und  Prozent-
 zahlen  des  §  11  Absatz  3  des  Finanzausgleichsgesetzes  (bitte  mit  Begrün-
 dung)?

 Die  Festlegung  der  Höhe  der  Bundesergänzungszuweisungen  nach  §  11  Ab-
 satz  3  des  Finanzausgleichsgesetzes  beruht  maßgeblich  auf  den  im  Vorfeld  der
 Gesetzgebung  aus  Gutachten  hergeleiteten  Größenordnungen  zur  im  Jahr  2005
 noch  bestehenden  teilungsbedingten  Infrastrukturlücke  zwischen  West-  und
 Ostdeutschland.  Mit  der  degressiven  Ausgestaltung  wird  einerseits  der  Vor-
 gabe  von  §  12  Absatz  3  des  Maßstäbegesetzes  Rechnung  getragen.  Anderer-
 seits  erleichtern  die  Anknüpfung  an  das  Leistungsniveau  der  damals  bestehen-
 den  gesetzlichen  Regelung  und  das  Abschmelzen  der  Leistungen  im  Zeitablauf
 den  ostdeutschen  Ländern  die  notwendigen  Anpassungen  in  ihren  Haushalten.
 Die  Prozentzahlen  in  §  11  Absatz  3  des  Finanzausgleichsgesetzes  regeln  die
 horizontale  Verteilung  der  Bundesergänzungszuweisungen  und  basieren  im
 Wesentlichen  auf  historischen  Einwohnerzahlen  zur  Zeit  der  Wiedervereini-
 gung.

 18.  Auf  welchen  Berechnungsgrundlagen  beruhen  die  Absolut-  und  Prozent-
 zahlen  des  §  11  Absatz  3a  des  Finanzausgleichsgesetzes  (bitte  mit  Be-
 gründung)?

 Die  Berechnungsgrundlagen  für  die  Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei-
 sungen  zum  Ausgleich  der  Sonderlasten  durch  die  strukturelle  Arbeitslosigkeit
 und  der  daraus  entstehenden  überproportionalen  Lasten  bei  der  Zusammenfüh-
 rung  von  Arbeitslosenhilfe  und  Sozialhilfe  für  Erwerbsfähige  nach  §  11
 Absatz  3a  des  Finanzausgleichsgesetzes  sind  die  Entwicklung  der  Leistungen
 für  Unterkunft  und  Heizung,  die  Entwicklung  der  Anzahl  der  Bedarfsgemein-
 schaften  sowie  der  Bevölkerungsstand  (vgl.  hierzu  die  Antwort  der  Bundes-
 regierung  auf  die  Kleine  Anfrage  der  Fraktion  DIE  LINKE.  auf  Bundestags-
 drucksache  17/6686).  Prozentzahlen  sind  in  §  11  Absatz  3a  des  Finanzaus-
 gleichsgesetzes nicht angegeben.

 19.  Auf  welchen  Berechnungsgrundlagen  beruhen  die  Absolut-  und  Prozent-
 zahlen  des  §  11  Absatz  4  des  Finanzausgleichsgesetzes  (bitte  mit  Begrün-
 dung)?

 Bund  und  Länder  haben  sich  für  das  ab  2005  geltende  Ausgleichssystem  auf
 ein  Konzept  verständigt,  mit  dem  die  Höhe  der  Sonderbedarfs-Bundesergän-
 zungszuweisungen  wegen  überdurchschnittlicher  Kosten  politischer  Führung
 bestimmt  werden  kann.  Dieses  ist  auch  den  im  Gesetz  vorgegebenen  Überprü-
 fungen  zugrunde  gelegt  worden.  Prozentzahlen  sind  in  §  11  Absatz  4  Finanz-
 ausgleichsgesetz nicht angegeben.

 20.  Aus  welchen  Gründen  entstehen  überdurchschnittlich  hohe  Kosten  poli-
 tischer  Führung  in  den  in  §  11  Absatz  4  des  Finanzausgleichsgesetzes
 genannten  Bundesländern,  und  welche  Maßnahmen  hat  die  Bundesregie-
 rung  diesbezüglich  unternommen  bzw.  angestoßen,  um  diese  Sonder-
 lasten zu mindern (bitte mit Begründung)?

 Überdurchschnittlich  hohe  Kosten  politischer  Führung  fallen  in  den  Ländern
 an,  die  eine  vergleichsweise  geringe  Bevölkerungszahl  aufweisen.  In  diesen
 Ländern  sind  die  Ausgaben  je  Einwohner  für  politische  Führung  (u.  a.  Parla-
 ment,  Verwaltung)  aufgrund  von  Fixkosten  überproportional  hoch  und  recht-
 fertigen  nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesverfassungsgerichts  die  Gewäh-
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rung  von  Bundesergänzungszuweisungen  an  leistungsschwache  Länder.  Eine
 Verringerung  der  Kosten  wäre  durch  Länderzusammenschlüsse  zu  erreichen.
 Eine  Diskussion  über  die  Vereinfachung  der  grundgesetzlichen  Voraussetzun-
 gen  für  die  Neugliederung  der  Länder  und  zur  Frage  der  finanziellen  Rahmen-
 bedingungen  für  Zusammenschlüsse  von  Ländern  hatte  in  der  Föderalismus-
 kommission II stattgefunden.

 21.  Sieht  die  Bundesregierung  nach  derzeitigem  Stand  die  Notwendigkeit,  die
 Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen  gemäß  §  11  Absatz  3  des
 Finanzausgleichsgesetzes  über  das  Jahr  2019  hinaus  fortzusetzen  (bitte
 mit Begründung)?

 Politische  Grundlage  für  die  Gewährung  der  Sonderbedarfs-Bundesergänzungs-
 zuweisungen  nach  §  11  Absatz  3  des  Finanzausgleichsgesetzes  sind  die  Verein-
 barungen  im  Zusammenhang  mit  dem  Entwurf  des  Maßstäbegesetzes  aus  dem
 Jahr  2001,  die  in  gleich  lautenden  Entschließungen  von  Bundestag  und  Bundes-
 rat  festgehalten  sind  (Bundestagsdrucksache  14/6577).  Die  Bundesregierung
 stellt  diese  Vereinbarungen  und  damit  auch  das  dort  festgeschriebene  Auslaufen
 der  Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen  nach  §  11  Absatz  3  des
 Finanzausgleichsgesetzes Ende 2019 nicht infrage.

 22.  Welche  Erkenntnisse  hat  die  Bundesregierung  aus  den  Fortschrittsberich-
 ten  „Aufbau  Ost“  über  die  Schließung  der  Infrastrukturlücke  (bitte  mit
 Begründung)?

 Die  ostdeutschen  Länder  haben  in  den  Jahren  2005  bis  2010  jährlich  überpro-
 portionale  Investitionsausgaben  zwischen  4,4  Mrd.  Euro  und  6,6  Mrd.  Euro  im
 Vergleich  zu  westdeutschen  Referenzländern  getätigt.  Überproportionale  Inves-
 titionsausgaben  vermindern  den  infrastrukturellen  Nachholbedarf  und  tragen
 zur Verringerung der Infrastrukturlücke bei.
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Anhang

 Tabelle 1 – A)  Steueraufkommen ingesamt (in Mio. Euro)

 Tabelle 1 – B)  Solidaritätszuschlag auf … (in Mio. Euro)

 Tabelle 1 – C)  Anteil des Solidaritätszuschlags am jeweiligen Steueraufkommen insgesamt (in Prozent)

 Tabelle 2  Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag insgesamt nach Ländern (in Mio. Euro)

 Tabelle 3  Finanzkraftmesszahl (in Mio. Euro)

 Tabelle 4  Ausgleichsmesszahl (in Mio. Euro)

 Tabelle 5  Ausgleichszuweisungen (in Mio. Euro)

 Tabelle 6  Ausgleichsbeiträge (in Mio. Euro)

 Tabelle 7  Leistungsschwache Länder

 Tabelle 8  Bundesergänzungszuweisungen nach §  11 Absatz 2 FAG (in Mio. Euro)
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